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Der Marktwirtschaft verdanken wir zu einem guten
Teil unseren hohen materiellen Wohlstand. In der
Schweiz sind zudem Einkommen gleichmässiger
verteilt als in anderen Ländern, und die politische
Führung und ihre Seilschaften bereichern sich nicht
so unverschämt wie unter autoritären Regimen. In
Planwirtschaften glauben überdies die Regieren-
den und deren Bürokraten die zukünftige Entwick-
lung der Wirtschaft und Gesellschaft zu kennen,
was eine völlige Illusion ist. Die Alternativen zur
Marktwirtschaft sehen wenig erfreulich aus.

Die Marktwirtschaft leidet zwar unter erheb-
lichen Defiziten: Zum Ersten werden Fehlentschei-
dungen in grossen Unternehmen zu wenig verhin-
dert. Verwaltungsräte verhalten sich oft zu passiv
gegenüber der Geschäftsleitung. Das liegt weniger
an ihren Fähigkeiten als vielmehr daran, dass sie in
der Regel faktisch durch den CEO ernannt wer-
den. Wer im Verwaltungsrat bleiben möchte, legt
sich besser nicht mit dem CEO an. Hinzu kommt,
dass grosse ausländische Investment-Gesellschaf-
ten einen grossen Teil der Aktien halten. Sie sind
bestenfalls an Profit und Risiko interessiert, nicht
jedoch an den laufenden Entscheidungsprozessen
der Unternehmung.

Zum Zweiten erhalten Manager grösserer
Unternehmen nicht selten exorbitante Boni. Diese
werden üblicherweise mit der angeblich hohen
Verantwortung gerechtfertigt, die ein Manager
oder eine Managerin trage. In Unternehmungen
wie der UBS fliessen zeitweise mehr Boni an das
Management als Dividenden an die Aktienbesitzer.
Die beschworene «Verantwortung» für das Wohl-
ergehen der Unternehmung ist häufig nur ein schö-
nes Wort. Die Manager und Mitglieder des Verwal-
tungsrates müssen nie die für ihre Tätigkeit erhal-
tenen hohen Boni zurückzahlen, wenn die Firma
weniger gut läuft.

Zum Dritten lässt sich kaum mehr von einer
«sozialen Marktwirtschaft» sprechen, eher von
einer «politisierten Marktwirtschaft». Es geht nicht
mehr darum, Individuen und Firmen gute Bedin-
gungen für eine gesellschaftlich nützliche Tätig-
keit zu schaffen, sondern es geht um «rent see-
king». Jede Gruppe versucht möglichst viel Steuer-
gelder zu vereinnahmen. Dazu gehört auch, marode
Unternehmen durch den Staat retten zu lassen,
um angeblich das wirtschaftliche System vor dem
Abgrund zu retten.

Zum Vierten bleibt vielfach offen, wie die Er-
gebnisse von Volksinitiativen zu finanzieren sind.
Ein aktuelles Beispiel ist die 13. AHV-Rente. Diese
Unklarheit hinsichtlich der Finanzierung des Aus-
baus kommt einer Irreführung der Stimmbürger
und Stimmbürgerinnen gleich und führt zu einer
Aufblähung der Staatsausgaben.

Anstatt nun aber auf illusionäre Alternativen
zur Marktwirtschaft zu bauen, sollten die erwähn-
ten Defizite angegangen werden. Blosse Aufrufe
zur Festigung der Marktwirtschaft bringen dabei
wenig. Notwendig sind vertragliche Abmachungen
am besten auf Verfassungsebene, welche juristisch
durchgesetzt werden können. Als Erstes müss-
ten Manager neben «Boni» für besonders gute
Leistungen auch «Mali» für schlechte Leistun-
gen vertraglich akzeptieren. Natürlich muss prä-

zise eine gute von einer schlechten Leistung unter-
schieden werden, was nicht einfach ist. Zweitens
muss der rasant wachsenden staatlichen Adminis-
tration Einhalt geboten werden. Ein grosser Teil
der Defizite heutiger Marktwirtschaften geht auf
die staatliche Verwaltung zurück. Bürokraten pro-
fitieren durch stetig zunehmende staatliche Ein-
griffe in den Wirtschaftsablauf. Dieses Verhalten
lässt sich nur schwierig dämpfen oder gar ver-
meiden, weil Staatsangestellte faktisch nicht ent-
lassen werden können. Es könnte für einen ge-
wissen Zeitraum formell verboten werden, frei
werdende Stellen wieder zu besetzen – oder zu-
mindest Versetzungen innerhalb der staatlichen
Bürokratie zu verlangen.

Der dritte Bereich ist die parlamentarische
Repräsentation. Planwirtschaftliche Tendenzen
sind schwer zu bremsen, weil Interessenvertre-
ter sie zu ihren eigenen Gunsten durchsetzen. Die
staatliche Administration ist eine solche Interes-
sengruppe. Staatsangestellte sollten deshalb nicht
in Parlamenten sitzen dürfen. Die Mitglieder von
Parlamenten bestimmen nicht nur selbständig ihre
Entlohnung (was höchst fragwürdig ist), sondern
werden wegen ihrer Position zu immer mehr Inter-
ventionen in den Wirtschaftsablauf gedrängt. Da-
mit steigt die Zahl und Bedeutung der staatlichen
Bürokratie. Viertens müssen die Stimmbürgerin-
nen und Stimmbürger korrekt über die Auswir-
kungen von Initiativen orientiert werden. In jedem
Text einer Initiative, die zu höheren Ausgaben des
Staates führt, müsste deshalb auch die Finanzierung
dargelegt werden – am besten von unabhängigen
Institutionen.

Diese institutionellen Vorschläge zur Wiederbe-
lebung der Marktwirtschaft stellen sicherlich keine
allumfassende Lösung der vorhandenen Mängel
dar. Sie sollten jedoch als gangbare Möglichkeiten
im Auge behalten werden.
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